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Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Baier, Röhner, 
Dr. Ritz, Josten, Franke (Osnabrück), Biechele 
und Genossen 
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Zu der oben angeführten Anfrage nehme ich wie folgt Stellung: 


1. Wie hoch schätzt der Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau die Zahl der fchlbelegten Sozialwohnungen in der 
Bundesrepublik Deutschland? 

Nach den Ergebnissen der amtlichen Wohnungsstichprobe vom 
Herbst 1965, die das Statistische Bundesamt binnen Kürze ver- 
öffentlichen wird, dürften 1965 etwa Vio aller Mietwohnungen 
des sozialen Wohnungsbaues von Eiaushalten genutzt worden 
sein, deren Einkommen die im Zweiten Wohnungsbaugesetz 
festgelegten Grenzen überschritt. 

Bei dieser Feststellung kann es sich freilich nur um eine rohe 
Größenordnung handeln, da unter anderem das in der Woh- 
nungsstichprobe ermittelte Nettoeinkommen sich nicht mit dem 
Einkommen nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz deckt und 
die Einkommensangaben bei der Stichprobe auf freiwilliger 
Grundlage und daher nicht von allen befragten Haushalten 
gemacht worden sind. 

Außerdem haben seither bei den Mietern von Sozialwohnungen 
vielfache Einkommensveränderungen stattgefunden, nicht nur 
nach oben, sondern auch nach unten, z. B. beim Übertritt von 
der Erwerbstätigkeit in das Rentenalter. Ferner muß man be- 
rücksichtigen, daß bei der ständigen Fluktuation auch im Sozial- 
wohnungsbestand beim Auszug von Besserverdienenden im- 
mer nur solche neuen Bezieher in die freigewordenen Sozial- 
wohnungen kommen, deren Einkommen innerhalb der gesetz- 
lichen Grenzen liegt. Schließlich sind auch die Toleranzen zur 
Einkommensgrenze zu beachten, die seit einiger Zeit von den 
Ländern eingeräumt werden. 
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2. Welche Bemühungen hat der Bundesminister für Wohnungs- 
wesen und Städtebau in dieser Wahlperiode unternommen, um 
das häufig als „öffentliches Ärgernis" bezeichnete Problem 
„Fehlbelegungen von Sozialwohnungen" zu lösen und mit wel- 
chem Erfolg? 

Mit dem Problem der „Fehlbelegung'' von Sozialwohnungen 
beschäftigt sich das Ministerium schon seit langer Zeit. Zwar 
sind in der öffentlichen Diskussion vielfach Maßnahmen zur 
Beseitigung der Fehlbelegung gefordert worden, jedoch sind 
andererseits wegen der erheblichen rechtlichen und tatsäch- 
lichen Schwierigkeiten bisher noch keine praktikablen Vor- 
schläge zur Lösung des Problems gemacht worden. Ich habe 
auf diese Schwierigkeiten aus Anlaß von Anfragen aus dem 
Deutschen Bundestag bereits wiederholt hingewiesen [vgl. Ant- 
wort auf die Anfrage des Abgeordneten Baier in der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestages am 3. Februar 1967, Sit- 
zungsprotokoll des Deutschen Bundestages am 3. Februar 1967, 
S. 4238 (B), (C), (D); Antwort auf die Anfrage des Abgeordneten 
Baier in der Fragestunde am 16. Februar 1968, Anlagen 43 und 
44 zu dem Sitzungsprotokoll des Deutschen Bundestages vom 
16. Februar 1968, S. 8148 f; Antwort auf die Anfrage des Abge- 
ordneten Lenz in der Fragestunde am 25. September 1968, Sit- 
zungsprotokoll des Deutschen Bundestages vom 25. Septem- 
ber 1968, S. 1042 (B); Antwort auf die Anfrage des Abgeord- 
neten Picard in der Fragestunde am 13. November 1968, Anlage 
23 zu dem Sitzungsprotokoll des Deutschen Bundestages vom 
13. November 1968, S. 10523 (C), (D), S. 10524 (A), zuletzt in 
der Debatte über den Haushalt meines Ministeriums für 1969 
am 26. März 1969 (Protokoll über die 224. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 26. März 1969, S. 12335 (C), (D), S. 12336 
(A)]. 

Bei diesen Stellungnahmen habe ich insbesondere ausgeführt, 
daß eine Regelung, nach der die Fortdauer der Wohnberech- 
tigung auch nach dem Wohnungsbezug noch von der Einhaltung 
der gesetzlichen Einkommensgrenze abhängt, eine regelmäßige 
Einkommenskontrolle bei sämtlichen Mietern der rund 3,5 Mil- 
lionen sozialen Mietwohnungen voraussetzen würde. Eine Be- 
seitigung der Fehlbelegung könnte dann theoretisch in der 
Weise erfolgen, daß die Mieter mit gestiegenem Einkommen 
entweder gesetzlich zur Räumung verpflichtet oder auf eine 
andere Weise* z. B. durch Zahlung einer Ausgleichsabgabe oder 
besonderer Mietzuschläge, dazu veranlaßt werden. Das wäre 
nur mit einem erheblichen Verwaltungsaufwand zu erreichen. 
Diese Fragen sind anläßlich der Beratungen des Gesetzes zur 
Fortführung des sozialen Wohnungsbaus im Deutschen Bundes- 
tag eingehend erörtert worden. Bei der dritten Lesung des 
Gesetzes am 8. Mai 1968 haben sowohl Sprecher der CDU- 
Fraktion wie der SPD-Fraktion erklärt, daß der Gesetzgeber 
überfordert wäre, wollte er das Fehlbelegungsproblem durch 
Erhebung besonderer Mietzuschläge lösen. Die übereinstim- 
mende Auffassung ging dahin, daß man zunächst den Weg einer 
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generellen Zinserhöhung der öffentlichen Baudarlehen beschrei- 
ten sollte [vgl. Protokoll über die 171. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 8. Mai 1968, S. 9221 (A), (B) und S. 9224 (C)]. 
Dies ist dann auch im Rahmen des Gesetzes zur Fortführung 
des sozialen Wohnungsbaues vom 17. Juli 1968 geschehen. 

Bei dieser Gelegenheit ist von den Sprechern beider Fraktionen 
auch erklärt worden, daß Zwangsmaßnahmen gegen mehrver- 
dienende Mieter voraussetzen würden, daß genügend Ersatz- 
wohnungen vorhanden sind. Dies sei aber im allgemeinen noch 
nicht oder nicht in ausreichendem Maße der Fall. Mit Rücksicht 
auf die in vielen Gebieten noch unzureichende Wohnungsver- 
sorgung halte ich es gegenwärtig für untunlich, den Gedanken 
von gesetzlichen Zwangsmaßnahmen weiter zu verfolgen. Das 
Ziel, die Sozialwohnungen für diejenigen frei zu bekommen, 
für die die öffentliche Förderung gedacht ist, wird erst dann 
erreicht werden können, wenn der Wohnungsmarkt durch 
weiteren intensiven Wohnungsbau eines Tages so mobil ist, 
daß sich die Mietpreise allgemein auf Grund eines vernünfti- 
gen Verhältnisses von Nachfrage und Angebot in einer auch für 
die breiten Schichten des Volkes tragbaren Höhe einpendeln 
werden. Gegenwärtig bleibt daher nur die Möglichkeit, auf 
eine freiwillige Umschichtung hinzuwirken. Auf Grund einer 
Novelle zum Zweiten Wohnungsbaugesetz fördert der Bund 
seit 1968 die freiwillige Umschichtung dadurch, daß er Annui- 
tätszuschüsse für den Bau solcher steuerbegünstigter Miet- und 
sonstiger Wohnungen gewährt, die in erster Linie für Personen 
bestimmt sind, welche eine öffentlich geförderte Wohnung frei 
machen. In diesem Zusammenhang ist auch die durch das Woh- 
nungsbauänderungsgesetz 1968 neu eingefügte Vorschrift des 
§ 5 Abs. 1 Buchstabe b des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 zu 
erwähnen, die innerhalb des Bestandes der öffentlich geförder- 
ten Sozialwohnungen Umschichtungsmaßnahmen erleichtert. 


3. Hat der Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau 
auch die Erfahrungen, Stellungnahmen und Rechtsgutachten an- 
derer Staaten, verschiedener Bundesländer, kommunaler Stel- 
len sowie von Fachleuten zur Lösung des Fehlbelegungspro- 
blems geprüft und mit welchem Ergebnis? 

Zur Frage der Übertragung ausländischer gesetzlicher Lösungen 
des Fehlbelegungsproblems auf deutsche Verhältnisse sei vor- 
weg bemerkt, daß hierfür in etwa gleichartige Rechtsverhält- 
nisse und wohnungswirtschaftliche Gegebenheiten wie in der 
Bundesrepublik Deutschland vorliegen müßten. 

Der von meinem Hause aufmerksam verfolgte Versuch der nie- 
derländischen Regierung, das Fehlbelegungsproblem durch ge- 
setzgeberische Maßnahmen, d. h. durch eine sogenannte Miet- 
steuer zu lösen, ist wiederum gescheitert. In der Sitzung der 
holländischen Ersten Kammer am 23. Dezember 1968 ist der 
entsprechende Entwurf nach ausführlicher Diskussion mit gros- 
ser Mehrheit abgelehnt worden. 
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Nach den dem Ministerium zur Verfügung stehenden Unter- 
lagen besteht in der Schweiz die Regelung, daß die Zahlung 
von Annuitätszuschüssen an die Eigentümer subventionierten 
Wohnraums beendet werden kann oder die Subventionen zu- 
rückzuzahlen sind, wenn die betreffenden Mieter die beim Be- 
zug der geförderten Wohnung maßgebliche Einkommensgrenze 
um mehr als 20% überschritten haben. Dieses Verfahren erfor- 
dert jedoch, daß die Gemeinden eine periodische Einkommens- 
überprüfung der Bewohner der Sozialwohnungen durchführen. 
Bei der Vorbereitung des Gesetzes zur Fortführung des sozialen 
Wohnungsbaues ist seinerzeit eingehend geprüft worden, ob 
ähnlich gezielte Maßnahmen gegen die bestehende Fehlbele- 
gung möglich sind. Hierbei war man zu dem Ergebnis gekom- 
men, daß auch diese Maßnahmen eine umfassende Einkommens- 
überprüfung im gesamten Sozialwohnungsbestand vorausset- 
zen. Der Verwaltungsaufwand für diese Kontrolle wäre erheb- 
lich. Demgegenüber ist der Sozialwohnungsbestand in der 
Schweiz — insbesondere auch relativ — wesentlich geringer als 
in der Bundesrepublik Deutschland. 


Ein besonderes Verfahren hat bisher als einziges Land in der 
Bundesrepublik Deutschland das Land Bremen in seinen Woh- 
nungsbauförderungsbestimmungen vom 19. November 1968 
entwickelt. Hierin ist insbesondere bestimmt, daß die Aufwen- 
dungszuschüsse zunächst für fünf Jahre gewährt werden und 
nach Ablauf dieser Zeit der Eigentümer deren Weiterbewilli- 
gung beantragen kann, wenn er bzw. die Mieter nachweisen, 
daß sie noch hinsichtlich ihres Einkommens innerhalb der 
Grenze liegen. Dieses Verfahren betrifft aber nur und kann 
auch nur betreffen die künftigen Förderungsfälle, nicht dagegen 
den hier in erster Linie interessierenden Bestand an Sozialwoh- 
nungen. Bei den künftigen Förderungsfällen wird in Bremen 
eine regelmäßige kostspielige behördliche Nachprüfung der 
Einkommenshöhe durch eine erst nach fünf Jahren fallweise 
stattfindende Prüfung ersetzt, an der insbesondere der Mieter 
interessiert ist, um eine Mieterhöhung zu vermeiden. Dieses 
von Bremen praktizierte Verfahren, das in gewisser Weise der 
schweizerischen Methode entspricht, könnte an sich auch in den 
übrigen Bundesländern praktiziert werden, soweit diese den 
Wohnungsbau neben der Kapitalsubvention oder auch ohne 
eine solche mit Annuitätszuschüssen fördern. Jedoch fördern 
die übrigen Länder bisher mit Annuitätszuschüssen nur für 
einen Zeitraum, der in der Regel fünf Jahre beträgt, während 
das Land Bremen die Annuitätszuschüsse auch nach diesem 
Zeitraum unter den erwähnten Voraussetzungen weiter ge- 
währt. 


Das Bremer Verfahren ist also nur im Zusammenhang mit einer 
gleichen oder ähnlichen Förderungsmethode möglich, wie sie 
dort entwickelt ist. Uber die Förderungsmethode bestimmen 
die Länder in eigener Verantwortung. Der Gesetzgeber des 
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Zweiten Wohnungsbaugesetzes hat den Ländern bewußt einen 
weiten Spielraum 1 ür ihre jeweilige Förderungsmethode gelas- 
sen, damit diese entsprechend den jeweiligen Erfordernissen 
die notwendigen Differenzierungen vornehmen können. 

Schließlich ist der vom Präsidenten des Deutschen Verbandes 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumplanung vorgelegte 
Vorschlag zu erwähnen. Dieser Vorschlag hat die Einführung 
einer besonderen steuerrechtlichen Abgabe zum Inhalt. Hierzu 
habe ich bereits in meiner Antwort vom 16. Februar 1968 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Baier Stellung ge- 
nommen. 

Auch der zuständige Ausschuß des Deutschen Bundestages hat 
sich mit diesem Vorschlag befaßt, ohne jedoch eine besondere 
gesetzgeberische Initiative zu empfehlen. 


Dr. Lauritzen 
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